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Wenig überraschend hat DIE LINKE Berlin auf ihrem außerordentlichen Landesparteitag am
19.10.2021 mit deutlicher Mehrheit der Aufnahme von Koalitionsverhandlungen mit SPD und
Grünen zugestimmt. Das 6-seitige Sondierungspapier, das eine Kommission aus den 3 Parteien
vorgelegt hat, stellt damit kein Hindernis für die Fortführung der alten Senatskoalition (R2G) – unter
geänderten Kräfteverhältnissen aufgrund des Wahlergebnisses als RGR – mehr dar.

Umstrittene Sondierungsergebnisse

Es blieben im Wesentlichen zwei: die von der scheidenden grünen Verkehrssenatorin forcierte
Ausschreibung der S-Bahn und damit ihre Zerschlagung und forcierte Privatisierung sowie der
Umgang mit dem Volksentscheid für die Enteignung der großen Immobilienkonzerne mit mehr als
3.000 Wohneinheiten. Innensenator Geisel (SPD) darf es beruhigen, dass das von ihm verlangte neue
Landespolizeigesetz von keiner der 3 Parteien mehr infrage gestellt wird.

In der Wohnungsfrage setzte sich im Sondierungspapier die Handschrift der designierten
Regierenden Bürgermeisterin, Franziska Giffey, durch. Der Schwerpunkt liegt demnach auf dem
Neubau von angestrebten 20.000 Wohnungen pro Jahr. Ein Bündnis für bezahlbaren Neubau mit der
renditehungrigen privaten Immobilienlobby soll es also richten. Reiner Wild, Geschäftsführer des
Berliner Mietervereins, hält das Ziel von 200.000 bezahlbaren Wohnungen bis 2030 für
unrealistisch. Für ihn bleibt unklar, wer die denn bauen soll. Dem schließt sich auch der Berliner
BUND-Landesgeschäftsführer, Tilmann Heuser, an: „Es ist relativ klar, dass zu den aktuellen
Baukosten kein bezahlbarer Wohnraum entstehen kann.“ (NEUES DEUTSCHLAND, 19.10.2021, S.
9)

Wild hält zudem die Einstellung, dass man über den Markt, über die Neubaumenge die Preise im
Bestand beeinflussen könne, für problematisch. Linksfraktionsmitglied Katalin Gennburg bemängelt,
dass das Verhältnis von einem Prüfauftrag für den klaren Volksentscheid zur reinen Orientierung auf
ein Neubaubündnis der Realität und der eingeleiteten stadtpolitischen Wende nicht standhalte.

Gedämpfte Begleitmusik im Saal …

Spitzenkandidat der Linkspartei, Klaus Lederer, hatte im Vorfeld des Parteitags die Einsetzung einer
ExpertInnenkommission zur Ausarbeitung eines Enteignungsgesetzes empfohlen. Von der Kontrolle
der Umsetzung durch die von der Kampagne Deutsche Wohnen & Co. enteignen (DWe) mobilisierte
Volksentscheidsmehrheit und MieterInnenbasis insbes. in der Frage der Entschädigungshöhe und
Betriebsführung der verstaatlichten Wohnungen redet dieser auf den parlamentarischen Kuhhandel
fixierte Reformist also erst gar nicht.

Das tut auch die innerparteiliche Opposition um Landesvorstand Moritz Warnke und die 3
Abgeordneten Elif Eralp, Katalin Gennburg und Niklas Schenker leider nicht. Doch immerhin
formulierte sie einen Antrag an den Landesparteitag, dass die Verpflichtung zur Vorlage eines vom
zukünftigen Senat erstellten Enteignungsgesetzes im Abgeordnetenhaus im Koalitionsvertrag
verankert und dies zur zwingenden Voraussetzung gemacht werden soll, um in eine Koalition mit
SPD und Grünen einzutreten. Damit steht sie deutlich links von Lederer. Es versprach also, ein
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lebhafter Parteitag zu werden, auch wenn die AntragstellerInnen grundsätzlich eine Koalition mit
einer offen bürgerlichen Partei wie den Grünen für möglich halten.

Natürlich wurde auch diese Opposition im Vorfeld unter Druck gesetzt und die Abstimmung über
den Antrag von Warnke und anderen wurde erst abgehandelt, nachdem über die Aufnahme der
Koalitionsverhandlungen entschieden worden war. Dies geschah mit einer deutlichen Mehrheit, eine
Auszählung der Gegenstimmen und Enthaltungen gab es nicht.

Schließlich wurde der Antrag abgestimmt, die Erstellung eines Enteignungsgesetzes zur Bedingung
für eine Koalition zu machen. Er selbst kam jedoch nie zur Abstimmung, weil unter diesem Punkt
zuerst ein Ergänzungsantrag der Mehrheit des Landesvorstandes behandelt wurde, der zwar das
Ziel eines Enteignungsgesetzes bekräftigte, aber dies nicht zur Bedingung für eine Koalition macht.

Diese Ergänzung, die den Antrag praktisch in sein Gegenteil verkehrte, wurde mit 86 Ja- bei 53
Nein-Stimmen und einer Enthaltung angenommen. Damit war die Opposition geschlagen.

Katina Schubert, die für den Antrag des Parteivorstandes eintrat, stellte die Sache so dar, als ginge
es nur um eine taktische Frage, wie das gemeinsame Ziel – die Fortsetzung der Koalition und die
Verhinderung einer Ampel – erreicht werden könne.

Hier handelt es sich jedoch keineswegs bloß um ein untergeordnetes Manöver. Vielmehr wird darin
deutlich, dass die Linkspartei und besonders deren Führung eine Koalition mit SPD und Grünen,
also die Bildung eines linksbürgerlichen Senats, zum Credo „linker“ Politik macht, dem alles andere
– auch die Reformsprechen der Linkspartei, auch die Umsetzung einer klaren demokratischen
Entscheidung von über einer Million BerlinerInnen – untergeordnet wird.

Der ansonsten gern beschworene Dialog mit den sozialen Bewegungen, als deren parlamentarische
Vertretung sich die Linkspartei gern darstellt, fand auf dem außerordentlichen Parteitag daher erst
gar nicht statt. Die VertreterInnen von DWe, Gemeingut in BürgerInnenhand (GIB) und die
Streikenden der Vivantes-Töchter durften unter dem fadenscheinigen Vorwand des Hygieneschutzes
keine Delegation auf den Parteitag entsenden.

… lautstarkes Open-Air-Konzert davor

Das sahen gut 100 AktivistInnen vor dem ND-Gebäude am Franz-Mehring-Platz, in dem die
Linksparteidelegierten tagten, anders. Sie rekrutierten sich überwiegend aus DWe, GIB, das u. a.
gegen die Zerschlagung der S-Bahn und Schließungen von Krankenhäusern eintritt, und zahlreichen
Streikenden aus den Tochterunternehmen des kommunalen Krankenhauskonzerns Vivantes, die sich
weiterhin im Ausstand befinden. Letztere nehmen es dem Senat übel, dass er in der abgelaufenen
Legislaturperiode sein Versprechen, die Töchter wieder unterst Dach der
Landesunternehmensmütter zurückzuführen, nicht wahrmachte, sondern auch als quasi
Eigentümervertretung für ihren Kampf um eine demgegenüber bescheidene Forderung nach
Angleichung an den TVöD bisher keinen Finger krummgemacht hat.

„TvöD – für alle an der Spree!“, „S-Bahn für alle – jetzt!“ und „Vonovia & Co. enteignen – jetzt!“
waren denn folgerichtig auch die am meisten und lautesten gebrüllten Parolen. Welch
herzerfrischender Kontrast zur üblichen Konzentration aufs parlamentarische Gerangel!

Die Mehrheit der Delegierten scheint das kaltgelassen zu haben.

Doch es ist dieses Potenzial, auf dem sich ein zukünftiges Antikrisenbündnis gegen die zu
erwartenden Angriffe der nächsten Bundesregierung aufbauen lässt. Die Linken in DIE LINKE



werden sich fragen müssen, wie weit sie noch den Niedergang ihrer Partei „kritisch“ begleiten
wollen. Den Widerspruch, die Parlamentspartei zu verkörpern, die sich am meisten auf solche
sozialen Bewegungen stützt, und letztere stets durch die Politik des vermeintlich kleineren Übels vor
den Kopf zu stoßen, können sie nur positiv lösen, indem sie nicht weiter immer giftigere Kröten im
Interesse der Parteieinheit schlucken. Sie müssen vielmehr eine einen offenen Kampf gegen die
RegierungssozialistInnen führen und dürfen dabei auch vor einem politischen und organisatorischen
Bruch nicht weiter zurückschrecken.


